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Neue Fragen zur Exportkontrolle
BERN. Der Export von Überwa-
chungstechnik ist in der Schweiz
erst seit kurzem ein Thema. Im
Juli 2013 macht unsere Zeitung
publik, dass Firmen aus der
Schweiz damit auch Regimes wie
das autokratisch regierte Turk-
menistan beliefern wollen. Un-
ter anderem geht es um die bri-
tisch-deutsche Firmengruppe
Gamma, die seit 2013 bei Bern
ein Büro hat. Gamma geriet wie-
derholt in die Kritik, weil die
Software «FinFisher» von Re-
gimes gegen Oppositionelle ver-
wendet werden soll. Damit er-
halten Geheimdienste Zugriff
auf E-Mails, Social-Media-Nach-
richten oder Internet-Telefonate.

Gemäss dem Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) handelt es
sich für die Schweiz um neue
Technologien. Es geht also um
eine Art Grundsatzentscheid.

Im September 2013 schaltet
sich die britische Nichtregie-
rungsorganisation Privacy Inter-
national ein, die sich für die Frei-
heitsrechte einsetzt. In einem
Brief an das Seco und an Parla-
mentarier protestiert sie gegen
die Exporte. Auch im Parlament
werden die Geschäfte zum The-
ma: Der grüne Fraktionschef
Balthasar Glättli fordert ein Ex-
portverbot von Überwachungs-
technik an autoritäre Staaten. Im
Februar 2014 kommt es zur

Kehrtwende: Die Firma Gamma
und andere ziehen ihre hängi-
gen Exportgesuche zurück, dar-
unter alle für Technologien zur
Überwachung des Internets. Of-
fenbar kamen sie zum Schluss,
dass der Export aus der Schweiz
nicht bewilligt werden dürfte.
Vier Exportgesuche für Techno-
logien zur Mobilfunk-Überwa-
chung bleiben hängig.

Im März 2014 gibt das Seco
grünes Licht für die verbleiben-
den Exportgesuche zur Mobil-
funk-Überwachung. Dabei geht
es auch um sogenannte Imsi-
Catcher. Die bewilligten Exporte
betreffen dem Vernehmen nach
aber nicht Bangladesh. (tga)

Heikles Geschäft mit Big Brother
Eine Firma aus Zürich soll einer umstrittenen Einheit in Bangladesh Technik zur Handy-Überwachung liefern.
Eine Exportbewilligung der Schweizer Behörden hat sie dafür aber nicht. Politiker sind alarmiert.
TOBIAS GAFAFER

BERN. Das Rapid Action Batallion
(RAB) aus Bangladesh ist im
Visier von Kritikern. Menschen-
rechtsorganisationen bezeich-
nen die Spezialeinheit der Polizei
als Todesschwadron. Nun will
das RAB modernste Überwa-
chungstechnik beschaffen, so-
genannte Imsi-Catcher. Im April
berichtete unsere Zeitung, dass
eine Firma aus der Schweiz die
Technik liefern soll. Die fragliche
Firma schwieg. Recherchen der
«Wochenzeitung» und der NGO
Privacy International belegten
aber vor kurzem, dass Neosoft
aus Zürich mit Bangladesh im
Geschäft ist. Demnach sollen
zehn Angehörige des RAB im
August für eine mehrtägige
Schulung bei Neosoft in Zürich
gewesen sein. Laut Ausschrei-
bung ist diese Teil des Deals.

Exportbewilligung nötig

Pikant: Das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) erhielt bis
im Sommer kein Gesuch für den
Export von Imsi-Catchern an das
RAB in Bangladesh. Dies bestä-
tigen zwei gut informierte Quel-
len in Bern auf Anfrage. Dabei
nimmt die Bearbeitung solcher
Gesuche mehrere Monate in
Anspruch – gerade in heiklen
Fällen. Bei Gesuchen von politi-
scher Tragweite wird eine inter-
departementale Kontrollgruppe
des Bundes aktiv. Das Seco muss
den Export von Imsi-Catchern
bewilligen. Damit nicht genug:
Bereits Schulungen an diesen
Gütern können als Technologie-
transfer beurteilt werden und
müssen deshalb ebenfalls be-
willigt werden. Dies sagt Jürgen
Böhler, Leiter Exportkontrolle für
zivil und militärische verwend-
bare Güter beim Seco.

Strafrechtliche Folgen möglich

Der Export der Technik nach
Bangladesh oder die Schulung in
der Schweiz würde damit gegen
das Gesetz verstossen, wenn sie
ohne Bewilligung erfolgen. «Das
müsste strafrechtlich untersucht
werden», sagt Balthasar Glättli,
Fraktionschef der Grünen. Er
fragt sich, ob der Bund und des-
sen Nachrichtendienst vom ge-
planten Deal nichts wussten. Of-
fenbar habe die Schweiz beim
Export von Überwachungstech-
nik Schlupflöcher. Glättli fordert
eine Verschärfung des Gesetzes.
Aline Trede (Grüne/BE) will in
der Fragestunde des National-

rats vom kommenden Montag
zudem vom Bundesrat Antwor-
ten zum Thema. Auch Bürger-
liche wie Nationalrätin Corina
Eichenberger (FDP/AG) fänden
es «eigenartig», falls eine Firma
ohne Bewilligung solche Güter
nach Bangladesh ausführen
möchte. Das Seco hat dazu Ab-
klärungen eingeleitet. Notfalls
will es die Justiz einschalten.

Export über Umwege?

Die Firma Neosoft schreibt,
dass sie für bewilligungspflich-
tige Geschäfte stets über eine
Exportbewilligung verfüge. Wel-
che Bewilligungen sie in diesem
Fall angeblich hat, wollte die
Firma nicht kommentieren.
Möglich wäre, dass die Ausfuhr
der Imsi-Catcher nach Bangla-
desh über einen Zwischenhänd-
ler aus einem Land erfolgen soll,
für das es keine Exportbewilli-
gung braucht. Unproblemati-
sche Länder wie Deutschland
sind laut Seco von der Bewilli-
gungspflicht ausgenommen.

Das ist aber kein Freibrief, wie
Jürgen Böhler klarstellt. Zum ei-
nen würde es die Exportbewilli-
gung der Behörden des jeweili-
gen Landes brauchen. Und falls
der Schweizer Exporteur bei der
Ausfuhr wisse, dass die Güter
ohne weitere Bearbeitung in ein
Drittland gelangen, müsse das
Seco die Ausfuhr bewilligen.
Dies gelte für Länder, die nicht
Mitglied aller internationalen
Exportkontrollregime sind. Die
westlichen Staaten etwa haben
den Export von zivil- und militä-
risch nutzbaren Gütern in einer
Vereinbarung geregelt.

«Korrigieren darf nur das Volk»
Der Berner BDP-Nationalrat Hans Grunder will die Schweizer nach dem Ja zur Masseneinwanderungs-Initiative nochmals abstimmen
lassen und schlägt eine Verfassungsänderung vor: Für die Bilateralen, gegen Kontingente. Die Vorlage wird nun mit der CVP diskutiert.

DENISE LACHAT

BERN. Sieben Monate nach
dem 9. Februar ist Hans Grun-
der überzeugt, dass viele Schwei-
zerinnen und Schweizer heute
anders abstimmen würden.
«Die Masseneinwanderungs-In-
itiative fokussierte auf das The-
ma Migration, um die bilateralen
Verträge ging es nur verklausu-
liert. Heute sagen mir viele Leu-
te, wenn sie sich der Folgen be-
wusst gewesen wären, hätten sie
kein Ja eingelegt.» Der Berner
Nationalrat und ehemalige BDP-
Präsident will dem Volk die Frage
nach den Bilateralen darum er-
neut vorlegen. Grunder will mit-
tels einer parlamentarischen In-
itiative in der Verfassung fest-
schreiben, dass die Schweiz auch
noch nach 2017, also nach Ab-

lauf der Frist zur Umsetzung der
SVP-Initiative, enge Beziehun-
gen mit den EU-Ländern unter-
halten kann. Gleichzeitig wür-
den auch EU-kompatible Alter-
nativen zur Eindämmung der
Zuwanderung festgelegt; statt
starrer Kontingente schweben
Grunder Anreize für Schweizer
Firmen zum Ausschöpfen des
heimischen Potenzials vor.

Inländer- und Frauenbonus

Anreize für die Wirtschaft?
Grunder denkt dabei etwa an
ein Bonussystem für Firmen, die
Inländer beschäftigen. «Wir ken-
nen dieses ja auch bei Betrieben,
die Lehrlinge ausbilden. Sie er-
halten einen Bonus, wenn es um
die Vergabe öffentlicher Aufträge
geht.» Denkbar wäre laut Grun-
der auch eine vom Staat mit-

finanzierte Probezeit für Wieder-
einsteigerinnen, analog zum
Modell, das die Invalidenversi-
cherung kennt. Die Politik müsse
den Betrieben solche Anreiz-
systeme zur Verfügung stellen,
sonst werde sich wenig bewegen.
In den Wirtschaftsverbänden
herrsche noch das Gefühl vor,
die Sache lasse sich aussitzen,
doch mit dieser fatalistischen
Haltung fahre die Schweiz an
die Wand. Grunder warnt: Setze
der Bundesrat die SVP-Initiative
eher weich um, sei dies ein Steil-
pass an Christoph Blocher, dies
als Negierung des Volkswillens
zu brandmarken. Setze die Re-
gierung auf eine strenge Vari-
ante, bedeute dies das Ende der
Bilateralen. «In dem Falle müs-
sen wir bereit sein für eine neue
Volksbefragung.» Noch ist offen,

auf welche Verbündete Grunder
im Parlament zählen kann. In
seiner eigenen Partei, der BDP,
ist der Vorschlag laut Grunder
«auf guten Boden gefallen».

Reservierte CVP

Als Nächstes wird er von der
CVP diskutiert; gestern Nach-
mittag wurde das Thema für die
gemeinsame Sitzung der beiden
Fraktionen vom Dienstag der
dritten Sessionswoche vorberei-
tet. Grundsätzlich teilt die CVP
mit der BDP das Ziel, die Bilate-
ralen zu retten; sie hat an ihrem
letzten Parteitag in Sempach
eine entsprechende Resolution
lanciert und plante eigentlich
auch, in der Herbstsession Ideen
zu konkretisieren. Auf Grunders
Vorschlag reagiert die CVP-Spit-
ze in ersten Stellungnahmen re-

serviert. Es sei fraglich, ob eine
parlamentarische Initiative der
richtige Weg sei, sagt CVP-Chef
Christophe Darbellay und er-
gänzt, so setze sich die Partei
selber unter Druck. Der Walliser
sieht viel mehr die Wirtschaft in
der Pflicht. «Die Betriebe sollen
endlich inländische Kräfte re-
krutieren. Ich sehe keine konkre-
ten Anstrengungen, und die Ein-
wanderung steigt ungebremst
an.» Auch der Bündner National-
rat und Präsidiumsmitglied Mar-
tin Candinas warnt vor Aktionis-
mus. Ein solches Vorgehen müs-
se gut überlegt sein. Fraktions-
chef Filippo Lombardi (TI) wie-
derum meint höflich, die Frak-
tion werde den Vorschlag nun
diskutieren. Ein gutes Omen für
die geplante Fraktionsgemein-
schaft im Bundeshaus?
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Will neueste Überwachungstechnik: Die Spezialeinheit RAB in Bangladesh.

Imsi-Catcher
Effiziente Geräte
für Überwacher
Imsi-Catcher sind hochentwi-
ckelte Überwachungsgeräte.
Damit können die Behörden
in einem bestimmten Um-
kreis alle eingeschalteten
Handys identifizieren und
Gespräche abhören. Auch
Schweizer Behörden arbeiten
teilweise damit. Umstritten
ist die Ausfuhr in undemokra-
tische Länder. Regime kön-
nen die Technik auch gegen
Oppositionelle verwenden. In
der Schweiz bieten mehrere
Firmen die Technik an. (tga)

Gewisse Vereine sollen
keine Steuern zahlen
BERN. Kleine Vereine und Stiftun-
gen mit einem ideellen Zweck
sollen keine Bundessteuer mehr
zahlen müssen. Der Ständerat
hat diesen Vorschlag deutlich
gutgeheissen. Das Geschäft geht
nun an den Nationalrat.

Mögliche Organspender
leichter erkennen
BERN. Die Bereitschaft, im Todes-
fall Organe zu spenden, könnte
künftig auf der Versichertenkarte
vermerkt werden. Der National-
rat möchte den Bundesrat beauf-
tragen, eine entsprechende Ge-
setzesänderung vorzulegen.

Ballenberg wird nicht
stärker unterstützt
BERN. Das Freilichtmuseum Bal-
lenberg im Berner Oberland er-
hält nicht mehr Geld vom Bund.
Der Nationalrat lehnte eine Mo-
tion aus dem Ständerat ab.

NACHGEFRAGT

Kinderrechte:
Schweiz hinkt
hinterher
Kinder haben zu wenig Mitspra-
cherecht, findet Nationalrätin
Christine Bulliard (CVP/FR).
Sie will das nun ändern.

Frau Bulliard, der Nationalrat hat
auf Ihren Anstoss hin den Bundes-
rat mit einem Bericht zum Recht
auf Anhörung nach Artikel 12 der
Kinderrechtskonvention (KRK) be-
auftragt. Weshalb?
Die Schweiz hat die KRK 1997
unterzeichnet. Seither hat das
Kind das Recht, bei allen Fra-
gen, die es betreffen, seine Mei-
nung zu äussern. Die Schweiz
hinkt bei der Umsetzung ande-
ren Ländern aber hinterher.

Wo zeigt sich das am deutlichsten?
Einer Studie zufolge werden bei
Scheidungsprozessen nur zehn
Prozent der Kinder angehört.

Gerade dieser Punkt gilt aber als
umstritten. Ein zu starker Einbezug
der Kinder kann diese überfordern.
Deshalb dopple ich heute mit
einem Vorstoss nach. Ich for-
dere die Schaffung einer Medi-
tationsstelle, die sich Kindern in
solchen Situationen annimmt.

Auch die Kommission für Kinder-
und Jugendfragen hat Forderungen
aufgestellt. In ihrem Bericht ist von
einer stärkeren Beteiligung von
Kindern beispielsweise bei der
Quartierentwicklung zu lesen. Das
klingt stark nach einer Alibiübung.
Das Beispiel ist vielleicht nicht
ideal. Aber eine stärkere Partizi-
pation von Kindern und Jugend-
lichen bei diversen Projekten ist
durchaus wünschenswert.

Was erhoffen Sie sich vom Bericht
des Bundesrates?
Er soll die teils gewaltigen
Unterschiede in der Hand-
habung durch die Kantone
sichtbar machen, gute und
weniger gute Lösungen einan-
der gegenüberstellen und
schliesslich den Weg zu einer
guten Umsetzung dieses wich-
tigen Rechts ebnen. (win)
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Christine Bulliard
Nationalrätin (CVP/FR)


